
BESCHLUSS 2011/423/GASP DES RATES 

vom 18. Juli 2011 

über restriktive Maßnahmen gegen Sudan und Südsudan und zur Aufhebung des Gemeinsamen 
Standpunkts 2005/411/GASP 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbeson­
dere auf Artikel 29, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Rat hat am 30. Mai 2005 den Gemeinsamen Stand­
punkt 2005/411/GASP ( 1 ) über restriktive Maßnahmen 
gegen Sudan angenommen. Mit dem Gemeinsamen 
Standpunkt 2005/411/GASP wurden die durch den Ge­
meinsamen Standpunkt 2004/31/GASP ( 2 ) verhängten 
Maßnahmen und die nach der Resolution des Sicherheits­
rates der Vereinten Nationen („Resolution 1591 (2005)“) 
zu verhängenden Maßnahmen in einem einzigen Rechts­
instrument zusammengefasst. 

(2) Der Anwendungsbereich der durch den Gemeinsamen 
Standpunkt 2005/411/GASP verhängten restriktiven 
Maßnahmen, sollte angepasst, und dieser Gemeinsame 
Standpunkt sollte ersetzt werden. 

(3) Das Verfahren zur Änderung des Anhangs dieses Be­
schlusses sollte unter anderem das Erfordernis beinhalten, 
den bezeichneten Personen und Körperschaften die 
Gründe für ihre Aufnahme in die vom mit der Resolution 
1592 (2005) eingerichteten Sanktionsausschuss der Ver­
einten Nationen übermittelte Liste mitzuteilen, damit sie 
Gelegenheit erhalten, eine Stellungnahme abzugeben. 
Wird eine Stellungnahme abgegeben oder werden stich­
haltige neue Beweise vorgelegt, so sollte der Rat seinen 
Beschluss im Lichte dieser Stellungnahme bzw. dieser 
Beweise überprüfen und die betreffende Person oder Kör­
perschaft entsprechend unterrichten. 

(4) Dieser Beschluss steht im Einklang mit den Grundrechten 
und Grundsätzen, die insbesondere mit der Charta der 
Grundrechte der Europäischen Union anerkannt wurden, 
vor allem mit dem Recht auf einen wirksamen Rechts­
behelf und ein unparteiisches Gericht, dem Eigentums­
recht und dem Recht auf den Schutz personenbezogener 
Daten. Dieser Beschluss sollte unter Wahrung dieser 
Rechte und Grundsätze angewandt werden. 

(5) Dieser Beschluss achtet ferner in vollem Umfang die Ver­
pflichtungen der Mitgliedstaaten im Rahmen der Charta 
der Vereinten Nationen sowie den rechtlich bindenden 
Charakter der Resolutionen des Sicherheitsrates der Ver­
einten Nationen. 

(6) Die Durchführungsbestimmungen der Union sind in der 
Verordnung (EG) Nr. 131/2004 des Rates vom 26. Januar 

2004 über bestimmte restriktive Maßnahmen gegen Su­
dan ( 3 ) und in der Verordnung (EG) Nr. 1184/2005 des 
Rates vom 18. Juli 2005 über die Verhängung bestimm­
ter spezifischer restriktiver Maßnahmen gegen bestimmte 
Personen, die im Konflikt in der Region Darfur in Sudan 
den Friedensprozess behindern und gegen das Völker­
recht verstoßen ( 4 ), festgelegt — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Im Einklang mit der Resolution des Sicherheitsrates der Verein­
ten Nationen 1591 (2005) (im Folgenden „Resolution 1591 
(2005)“) werden die in Artikel 2 Absatz 1 und in Artikel 3 
Absatz 1 dieses Beschlusses festgelegten restriktiven Maßnah­
men gegen die Personen verhängt, die den Friedensprozess be­
hindern, eine Bedrohung für die Stabilität in Darfur und in der 
Region darstellen, Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht, 
Verletzungen der internationalen Menschenrechte oder andere 
Gräueltaten begehen, gegen das Waffenembargo verstoßen und/ 
oder für offensive militärische Flüge in und über der Region 
Darfur verantwortlich sind und von dem mit Nummer 3 der 
Resolution 1591 (2005) eingesetzten Ausschuss (im Folgenden 
„der Sanktionsausschuss“) benannt worden sind. 

Die betreffenden Personen sind im Anhang dieses Beschlusses 
aufgeführt. 

Artikel 2 

(1) Die Mitgliedstaaten ergreifen die Maßnahmen, die erfor­
derlich sind, um zu verhindern, dass die Personen nach 
Artikel 1 in ihr Hoheitsgebiet einreisen oder durch ihr Hoheits­
gebiet durchreisen. 

(2) Absatz 1 verpflichtet die Mitgliedstaaten nicht dazu, ihren 
eigenen Staatsangehörigen die Einreise in ihr Hoheitsgebiet zu 
verweigern. 

(3) Absatz 1 findet keine Anwendung, wenn der Sanktions­
ausschuss feststellt, dass die betreffenden Reisen aus humanitä­
ren Gründen, einschließlich religiöser Verpflichtungen, gerecht­
fertigt sind, oder wenn er zu dem Schluss kommt, dass eine 
Ausnahmeregelung die Verwirklichung der Ziele der Resolutio­
nen der Vereinten Nationen, nämlich die Herbeiführung von 
Frieden und Stabilität in Sudan und in der Region, fördern 
würde. 

(4) In den Fällen, in denen ein Mitgliedstaat nach Absatz 3 
den vom Sanktionsausschuss benannten Personen die Einreise in 
sein Hoheitsgebiet oder die Durchreise durch sein Hoheitsgebiet 
genehmigt, gilt die Genehmigung nur für den Zweck, für den sie 
erteilt wurde, und für die davon betroffenen Personen.
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Artikel 3 

(1) Sämtliche Gelder, anderen finanziellen Vermögenswerte 
und wirtschaftlichen Ressourcen, die sich im Besitz oder unter 
der unmittelbaren oder mittelbaren Kontrolle der Personen nach 
Artikel 1 befinden oder die von Einrichtungen gehalten werden, 
die sich im Besitz oder unter der unmittelbaren oder mittelbaren 
Kontrolle dieser Personen oder von Personen befinden, die in 
ihrem Namen oder auf ihre Anweisung handeln, wie sie in der 
Liste im Anhang aufgeführt sind, werden eingefroren. 

(2) Diesen Personen oder Einrichtungen dürfen weder unmit­
telbar noch mittelbar Gelder, finanzielle Vermögenswerte oder 
wirtschaftliche Ressourcen zur Verfügung gestellt werden oder 
zugute kommen. 

(3) Ausnahmen sind zulässig für Gelder, andere finanzielle 
Vermögenswerte oder wirtschaftliche Ressourcen, die 

a) für Grundausgaben erforderlich sind, einschließlich der Be­
zahlung von Nahrungsmitteln, Mieten oder Hypotheken, Me­
dikamenten und ärztlicher Behandlung, Steuern, Versiche­
rungsprämien und Gebühren öffentlicher Versorgungsein­
richtungen; 

b) ausschließlich der Bezahlung angemessener Honorare und 
der Erstattung von Kosten im Zusammenhang mit der Er­
bringung rechtlicher Dienste dienen, 

c) ausschließlich der Bezahlung von Gebühren oder Kosten für 
die routinemäßige Verwahrung oder Verwaltung eingefrore­
ner Gelder, anderer finanzieller Vermögenswerte und wirt­
schaftlicher Ressourcen im Einklang mit innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften dienen, 

nachdem der betreffende Mitgliedstaat dem Sanktionsaus­
schuss seine Absicht mitgeteilt hat, gegebenenfalls den Zu­
gang zu diesen Geldern, anderen finanziellen Vermögenswer­
ten und wirtschaftlichen Ressourcen zu genehmigen, und der 
Sanktionsausschuss innerhalb von zwei Arbeitstagen nach 
der Mitteilung keine ablehnende Entscheidung getroffen hat; 

d) für außerordentliche Ausgaben erforderlich sind, nachdem 
diese Feststellung dem Ausschuss von dem betreffenden Mit­
gliedstaat mitgeteilt und vom Sanktionsausschuss gebilligt 
wurde; 

e) Gegenstand eines Pfandrechts oder einer Entscheidung eines 
Gerichts, einer Verwaltungsstelle oder eines Schiedsgerichts 
sind, in welchem Fall die Gelder, anderen finanziellen Ver­
mögenswerte und wirtschaftlichen Ressourcen für die Erfül­
lung von Forderungen aus diesem Pfandrecht oder dieser 
Entscheidung verwendet werden können, vorausgesetzt, das 
Pfandrecht oder die Entscheidung entstand beziehungsweise 
erging vor dem Datum der Resolution 1591 (2005), begüns­
tigt nicht eine in diesem Artikel genannte Person oder Ein­
richtung und wurde dem Sanktionsausschuss durch den be­
treffenden Mitgliedstaat mitgeteilt. 

(4) Absatz 2 gilt nicht für eine auf eingefrorene Konten er­
folgte Gutschrift von 

a) Zinsen und sonstigen Erträgen dieser Konten oder 

b) fälligen Zahlungen aufgrund von Verträgen, Vereinbarungen 
oder Verpflichtungen, die vor dem Datum geschlossen wur­
den oder entstanden sind, ab dem diese Konten restriktiven 
Maßnahmen unterliegen, 

vorausgesetzt, dass diese Zinsen, sonstigen Erträge und Zahlun­
gen weiterhin unter Absatz 1 fallen. 

Artikel 4 

(1) Der Verkauf, die Lieferung, die Weitergabe oder Ausfuhr 
von Rüstungsgütern und zugehörigen Gütern aller Art, ein­
schließlich Waffen und Munition, Militärfahrzeugen und -aus­
rüstung, paramilitärischer Ausrüstung und entsprechenden Er­
satzteilen an Sudan oder Südsudan durch Staatsangehörige der 
Mitgliedstaaten oder vom Hoheitsgebiet von Mitgliedstaaten aus 
oder durch Schiffe oder Flugzeuge unter ihrer Flagge sind, un­
abhängig davon, ob diese Güter ihren Ursprung im Hoheits­
gebiet der Mitgliedstaaten haben oder nicht, wird untersagt. 

(2) Ebenfalls untersagt wird, 

a) unmittelbar oder mittelbar technische Hilfe, Vermittlungs­
dienste oder sonstige Dienste im Zusammenhang mit den 
in Absatz 1 genannten Gütern oder der Bereitstellung, Her­
stellung, Instandhaltung und Verwendung dieser Güter für 
natürliche oder juristische Personen, Einrichtungen oder Kör­
perschaften in Sudan oder Südsudan oder zur Verwendung 
in Sudan oder Südsudan zu erbringen; 

b) unmittelbar oder mittelbar Finanzmittel oder Finanzhilfen im 
Zusammenhang mit den in Absatz 1 genannten Gütern, 
insbesondere Zuschüsse, Darlehen und Ausfuhrkreditver­
sicherungen, für den Verkauf, die Lieferung, die Weitergabe 
oder die Ausfuhr dieser Güter oder für damit zusammenhän­
gende technische Hilfe, Vermittlungsdienste oder sonstige 
Dienste für natürliche oder juristische Personen, Einrichtun­
gen oder Körperschaften in Sudan und Südsudan oder zur 
Verwendung in Sudan oder Südsudan, zu gewähren; 

c) wissentlich und vorsätzlich an Aktivitäten teilzunehmen, mit 
denen die Umgehung der unter den Buchstaben a oder b 
genannten Verbote bezweckt oder bewirkt wird. 

Artikel 5 

(1) Artikel 4 findet keine Anwendung auf: 

a) den Verkauf, die Lieferung, die Weitergabe oder die Ausfuhr 
von nichtletaler militärischer Ausrüstung, die ausschließlich 
für humanitäre Zwecke, für die Überwachung der Menschen­
rechtslage, für Schutzzwecke oder für die Programme der 
Vereinten Nationen, der Afrikanischen Union und der Euro­
päischen Union zum Aufbau von Institutionen bestimmt ist, 
oder von Material, das für Krisenbewältigungsoperationen 
der Europäischen Union, der Vereinten Nationen und der 
Afrikanischen Union bestimmt ist; 

b) den Verkauf, die Lieferung, die Weitergabe oder die Ausfuhr 
von nicht zum Kampfeinsatz bestimmten Fahrzeugen, die bei 
der Herstellung oder nachträglich mit einer Kugelsicherung 
ausgerüstet wurden und nur zum Schutz des Personals der 
Europäischen Union und ihrer Mitgliedstaaten in Sudan oder 
Südsudan bestimmt sind; 

c) die Bereitstellung von technischer Hilfe, Vermittlungsdiensten 
und sonstigen Diensten im Zusammenhang mit derartiger 
Ausrüstung oder mit derartigen Programmen und Operatio­
nen;
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d) die Bereitstellung von Finanzmitteln und Finanzhilfen im 
Zusammenhang mit derartiger Ausrüstung oder mit derarti­
gen Programmen und Operationen; 

e) den Verkauf, die Lieferung, die Weitergabe oder die Ausfuhr 
von Minenräumungsgeräten und Material zur Verwendung 
bei Minenräumungsaktionen; 

f) die Bereitstellung technischer Hilfe, von Vermittlungsdiensten 
oder sonstigen Diensten sowie von Finanzhilfen und den 
Verkauf, die Lieferung, die Weitergabe oder die Ausfuhr, 
die der Umsetzung des Umfassenden Friedensabkommens 
dienen; 

g) den Verkauf, die Lieferung, die Weitergabe oder die Ausfuhr 
von nichtletaler militärischer Ausrüstung, die ausschließlich 
für die Unterstützung des Prozesses zur Reform des Sicher­
heitssektors in Südsudan bestimmt ist, sowie die Bereitstel­
lung von Finanzmitteln und Finanzhilfen oder technischer 
Hilfe im Zusammenhang mit derartiger Ausrüstung; 

unter der Voraussetzung, dass diese Lieferungen vorab von der 
zuständigen Behörde des betreffenden Mitgliedstaats genehmigt 
wurden. 

(2) Artikel 4 gilt ferner nicht für Schutzkleidung, einschließ­
lich kugelsicherer Westen und Militärhelmen, die vom Personal 
der Vereinten Nationen, der Europäischen Union oder ihrer 
Mitgliedstaaten, von Medienvertretern und humanitären Helfern 
und Entwicklungshelfern sowie dem beigeordneten Personal 
ausschließlich zur eigenen Verwendung vorübergehend nach 
Sudan oder Südsudan ausgeführt wird. 

(3) Die Mitgliedstaaten prüfen Lieferungen nach dem vorlie­
genden Artikel im Einzelfall und tragen dabei in vollem Umfang 
den Kriterien des Gemeinsamen Standpunkts 2008/944/GASP 
vom 8. Dezember 2008 betreffend gemeinsame Regeln für die 
Kontrolle der Ausfuhr von Militärtechnologie und Militärgü­
tern ( 1 ) Rechnung. Die Mitgliedstaaten schreiben angemessene 
Schutzmaßnahmen zur Verhinderung des Missbrauchs von Ge­
nehmigungen vor, die nach diesem Artikel erteilt werden, und 
treffen gegebenenfalls Vorkehrungen für die Rückführung der 
Ausrüstung. 

Artikel 6 

Der Rat erstellt die Liste im Anhang und ändert diese entspre­
chend den Feststellungen des Sanktionsausschusses. 

Artikel 7 

(1) Nimmt der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen oder 
der Sanktionsausschuss eine Person oder Einrichtung in die Liste 
auf, so nimmt der Rat diese Person oder Einrichtung in den 
Anhang auf. Der Rat setzt die betreffende Person oder Einrich­
tung entweder auf direktem Weg, falls deren Anschrift bekannt 
ist, oder durch die Veröffentlichung einer Bekanntmachung von 

seinem Beschluss und den Gründen für die Aufnahme in die 
Liste in Kenntnis, und gibt dieser Person oder Einrichtung Ge­
legenheit zur Stellungnahme. 

(2) Wird eine Stellungnahme abgegeben oder werden wesent­
liche neue Beweise vorgelegt, so überprüft der Rat seinen Be­
schluss und unterrichtet die betreffende Person oder Einrichtung 
entsprechend. 

Artikel 8 

(1) Der Anhang enthält die Gründe für die Aufnahme der 
betreffenden Personen und Einrichtung in die Liste, wie sie vom 
Sicherheitsrat der Vereinten Nationen oder vom Sanktionsaus­
schuss angegeben werden. 

(2) Der Anhang enthält, soweit verfügbar, auch Angaben, die 
vom Sicherheitsrat oder vom Sanktionsausschuss bereitgestellt 
werden und die zur Identifizierung der betreffenden Personen 
oder Einrichtungen erforderlich sind. In Bezug auf Personen 
können diese Angaben Namen, einschließlich Aliasnamen, Ge­
burtsdatum und -ort, Staatsangehörigkeit, Reisepass- und Per­
sonalausweisnummern, Geschlecht, Anschrift, soweit bekannt, 
sowie Funktion oder Beruf umfassen. In Bezug auf Einrichtun­
gen können diese Angaben Namen, Ort und Datum der Regis­
trierung, Registriernummer und Geschäftsort umfassen. Der An­
hang enthält ferner das Datum der Benennung durch den Si­
cherheitsrat oder den Sanktionsausschuss. 

Artikel 9 

(1) Die in den Artikeln 2 und 3 genannten Maßnahmen 
werden im Lichte der Feststellungen des Sicherheitsrates der 
Vereinten Nationen zur Situation in Sudan bis zum 19. Juli 
2012 überprüft. 

(2) Die in Artikel 4 genannten Maßnahmen werden spätes­
tens an dem in Absatz 1 dieses Artikels genannten Datum und 
danach alle zwölf Monate überprüft. Sie werden aufgehoben, 
wenn der Rat der Auffassung ist, dass ihre Ziele erreicht wur­
den. 

Artikel 10 

Der Gemeinsame Standpunkt 2005/411/GASP wird aufgeho­
ben. 

Artikel 11 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 18. Juli 2011. 

Im Namen des Rates 
Die Präsidentin 

C. ASHTON
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ANHANG 

LISTE DER PERSONEN UND EINRICHTUNGEN NACH DEN ARTIKELN 1 UND 3 

1. Name und Vorname(n): ELHASSAN, Gaffar Mohamed 

Sonstige Angaben: Generalmajor und Kommandant („Major-General and Commander“) der westlichen Militärregion für 
die sudanesischen Streitkräfte 

Tag der Benennung durch die VN: 25. April 2006 

2. Name und Vorname(n): HILAL, Sheikh Musa 

Sonstige Angaben: Oberster Führer des Jalul-Stamms in Nord-Darfur 

Tag der Benennung durch die VN: 25. April 2006 

3. Name und Vorname(n): SHANT, Adam Yacub 

Sonstige Angaben: Kommandant der Befreiungsarmee Sudans (SLA) 

Tag der Benennung durch die VN: 25. April 2006 

4. Name und Vorname(n): BADRI, Gabril Abdul Kareem 

Sonstige Angaben: Feldkommandeur der Nationalen Bewegung für Reform und Entwicklung (NMRD) 

Tag der Benennung durch die VN: 25. April 2006
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